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Nationalsozialistische Reichstagswahlen und Volksabstimmungen 1933-1938,  
das Beispiel Schleswig-Holstein (Frank Omland, Hamburg) 

 

 

Einleitung 

Bei der ersten Abstimmung in der NS-Diktatur am 12. November 1933 soll ein Wähler für die 
Aussage „Du wählst mi nich Hitler!“sofort in Haft genommen worden sein. Ein Zeuge 
Jehovas erhielt im selben Jahr seine Entlassung, weil er nicht zur Wahl gegangen war. Und 
über das schlechte Abstimmungsergebnis im KZ Glückstadt beklagte sich der dortige Direktor 
in einem Schreiben an seine Vorgesetzten: „Das Ergebnis zeigt, dass rund ein Drittel aller 
Schutzhäftlinge immer noch nicht begriffen hat oder begreifen will, um was es heute geht. 
Leider sind die Namen der Unbelehrbaren ja nicht feststellbar.“  

Diese Aussagen zeigen: es gab einen Widerspruch zwischen der von den Machthabern 
behaupteten Möglichkeit zur freien Meinungsäußerung bei den Reichstagswahlen und 
Volksabstimmungen und der sozialen Kontrolle durch Partei- und Volksgenossen bis hinzu 
Denunziationen, die zu Strafverfolgungen mit Hilfe der Sondergerichte führten. Das NS-
Regime wollte, dass alle Volksgenossen im Sinne eines „Unser aller ‚Ja’ dem Führer!“ 
handelten und deshalb konnte ein „Du wählst mi nich Hitler!“ in diesem Kalkül nur noch als 
widerständiges, zu verfolgendes Verhalten gewertet werden. Das sich trotzdem nicht wenige 
Wählerinnen und Wähler in Schleswig-Holstein vor bzw. im Wahllokal und mit Hilfe des 
Stimmzettels gegen das NS-Regime und seine Politik aussprachen, ist ein stark 
vernachlässigtes, wenn nicht sogar vergessenes Kapitel der Oppositions- und 
Widerstandsgeschichte des „Dritten Reiches“. 

Im Folgenden stelle ich in neun Abschnitten die Ergebnisse meiner regionalgeschichtlichen 
Forschungen für Schleswig-Holstein vor. Anschließend beschreibt ein Ausblick, was in 
Zukunft die historische Wahlforschung noch leisten könnte.  

 

Ausgangslage 

Schleswig-Holstein war reichsweit seit 1928/29 eine frühe Hochburgen der NSDAP und stand 
ab 1930 bis zum November 1932 bei allen Reichstagswahlen und 
Reichspräsidentschaftswahlen mit den prozentual meisten Stimmen an 1. bzw. 2. Stelle aller 
Wahlkreise. Erst im März 1933 musste es seinen Spitzenplatz an fünf andere Wahlkreise 
abgeben. Vor diesem Hintergrund war es zu erwarten, dass die Schleswig-Holsteiner auch bei 
den Wahlen in der NS-Diktatur überdurchschnittlich häufig den Nationalsozialisten ihre 
Stimme gaben. Die eher unterdurchschnittlichen Zustimmungsergebnisse für die NSDAP und 
Hitler in ihrer Hochburg Schleswig-Holstein sind ein Indiz dafür, dass es in der untersuchten 
Region zumindest noch 1933 und 1934 möglich war, gegen das NS-Regime zu stimmen.  
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1. Wahlzwang statt Wahlrecht 

Im Nationalsozialismus wurde das gesetzliche Wahlrecht zur faktischen Wahlpflicht erhoben, 
das mit dem Zwang zur Wahl zu gehen durchgesetzt wurde. 

Die Nationalsozialisten knüpften an die schon unter den Parteien der Weimarer Republik 
vertretene Vorstellung an, dass Wahlrecht Wahlpflicht sei. Formal übernahmen sie für die 
Abstimmungen alle Gesetze und Verwaltungsvorschriften der Weimarer Republik, so dass 
weiterhin keine Wahlpflicht bestand. Lediglich für ihre Volksabstimmungen führten sie per 
Gesetz ein einfacheres Abstimmungsverfahren ein. Das bisherige System von Volksbegehren 
und Volksentscheid hatte die Wahlenthaltungen befördert, woran die neuen Machthaber kein 
Interesse hatten. Alle Maßnahmen sollten helfen, die Vertrauens- und Glaubwürdigkeit 
gegenüber dem Ausland zu erhöhen und im Inland durch die Aufrechterhaltung der formalen 
Regelungen die Wahlberechtigten für sich einzunehmen. Außerdem führte das Ziel einer sehr 
hohen Wahlbeteiligung dazu, dass erst 1936 den als „jüdisch“ definierten 
Bevölkerungsgruppen und 1938 - ohne juristische Grundlage - den politischen 
Schutzhäftlingen das Wahlrecht verwehrt wurde.  

 

2. Instrumentalisierung der Abstimmungen durch die NS-Politik 

Alle Abstimmungen im NS-Staat wurden kurzfristig und aus rein instrumentalistischen 
Gründen durchgeführt. Mit Ausnahme von 1934 sollten selbstverschuldete außenpolitische 
Krisen mittles Akklamation im Sinne Deutschlands beeinflusst werden. Die große 
Zustimmung bei den Urnengängen sollte gegenüber den westlichen Demokratien die 
(vermeintliche) Einheit von Führung und Volk im Sinne der Volksgemeinschaftsideologie 
demonstrieren. 

Die politische Instrumentalisierung aller Urnengänge ist sowohl an den Wahlterminen der 
Reichstagswahlen als auch an den Inhalten der Volksabstimmungen abzulesen. Im November 
1933 sollte der Austritt aus dem Völkerbund unterstützt und nebenbei ein NSDAP-
Einheitsparlament geschaffen werden. 1934 sollte die Abstimmung den Übergang des 
Reichspräsidentenamtes auf Hitler rechtfertigen helfen. 1936 sollte die außenpolitische Krise 
nach dem Einmarsch ins entmilitarisierte Rheinland mildern und 1938 die Annexion 
Österreichs – auch und gerade durch die dortige Abstimmung! – legitimieren. 

Tatsächlich handelte das Regime immer sehr kurzfristig und ohne längere Planungen. Da es 
freie öffentliche Meinungsäußerungen nicht zulassen konnte, sollte durch die Abstimmungen 
gegenüber dem Ausland eine positive Stimmungslage des „Volkes“ gegenüber dem Regime 
suggeriert werden. Die Abstimmungen von 1936 und 1938 verkehrten dieses Anliegen aber in 
sein Gegenteil. Ihre absolut unglaubwürdigen Endergebnisse mit reichsweit über 97 Prozent 
Zustimmung aller Wahlberechtigten waren weder nach außen noch nach innen – auch 
innerhalb der NS-Anhängerschaft - glaubwürdig zu vertreten. 
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3. Wahlkampf und Wahlpropaganda einer „Volksgemeinschaftspartei“ 

Die Wahlpropaganda lag nahezu ausschließlich in den Händen der NSDAP, die aus damaliger 
Sicht einen hochmodernen Wahlkampf unter Einsatz aller verfügbaren Massenmedien führte. 
Im Sinne einer „Volksgemeinschaftspartei“ wurde der Versuch unternommen, alle 
Wahlberechtigten freiwillig, durch sozialen Druck und mit Zwang zu einem „Ja“ bei den 
Abstimmungen zu bewegen. 

Im November 1933 reagierten sowohl die Presse als auch die NSDAP noch gleichsam 
„spontan“ auf die kurzfristig angesetzten Urnengänge, doch hatte man vier Wochen Zeit für 
die Propaganda. Dagegen beging das NS-Regime im August 1934 nach dem Tod des 
Reichspräsidenten Hindenburg seinen einzigen und entscheidenden Fehler. Es setzte den 
Abstimmungstermin über die Zusammenlegung des Reichspräsidentenamtes mit dem 
Reichskanzleramt Hitlers zu kurzfristig an. Nach einer Woche Staatstrauer verblieb nur eine 
weitere Woche für die Propaganda, die bewusst „pietätvoll“ und ohne „lautes Trommeln“ 
durchgeführt wurde. Doch die gerade einmal einen Monat zurückliegende Ermordung der SA-
Führung und die nicht öffentlich äußerbare Kritik an der Zusammenlegung der beiden 
Staatsämter führten zu einer selbstverschuldeten, vermeidbaren Niederlage Hitlers. Dagegen 
waren die beiden nachfolgenden Wahlkämpfe 1936 und 1938 so hochprofessionell 
organisiert, dass sich solche Fehler nicht wiederholten. 

Die Abstimmungen wurden immer stärker durch die zentralen Presseanweisungen aus Berlin 
geprägt, die immer genauer vorschrieben, was wo und wie kommentiert in den Zeitungen 
abgedruckt wurde. Die Presse brachte wiederkehrende Parolen und Artikel, berichtete über 
den regionalen und überregionalen Wahlkampf und überschlug sich in Ergebenheitsadressen 
an den „Führer“. Das öffentliche Bild wurde durch Spruchbänder, wahlpropagandistische 
Installationen und (überdimensionale) Hitler-Portraits bestimmt. Der Wahlkampf schloss mit 
großen Aufmärschen zu zentralen Plätzen, der Übertragung einer Rede Hitlers, einem 
Dankgebet und dem abschließenden Schwur auf „Führer, Volk und Vaterland“ ab. 

 

4. „Deine Stimme dem Führer“ 

Durch eine Personifizierung des Wahlkampfes auf Adolf Hitler funktionierte das Regime 
jeden Urnengang zu einer Akklamation für den „Führer“ um. Hitler wurde in der 
Wahlpropaganda zum „Messias“ der Deutschen stilisiert, an dessen Politik sich 
pseudoreligiöse Heilserwartungen knüpften. 

Die NSDAP und die Reichsregierung setzten bei allen Abstimmungen auf die Zustimmung 
der Bevölkerung zur Person Adolf Hitlers, so dass jede Abstimmungsfrage zu einer 
abzutragenden „Dankesschuld“ für dessen Einsatz für Deutschland stilisiert werden konnte. 
Die Wahlberechtigten sollten so nicht mehr für oder gegen eine bestimmte Sachfrage bzw. die 
NSDAP stimmen können. Sie sollten nur noch für oder gegen den „Führer“ persönlich 
stimmen können, womit eine zusätzliche psychologische Hemmschwelle für Gegenstimmen 
aufgebaut wurde. 
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5. Wählertäuschung, Wahlgeheimnisbruch, Wahlfälschung 

Die Reichsregierung versuchte gegenüber dem Ausland den Schein von „freien“ 
Abstimmungen aufrecht zu erhalten, doch gleichzeitig manipulierte man das Stimmergebnis 
jederzeit zu Gunsten des NS-Regimes. Eine Veränderung in der Auszählung ungültiger 
Stimmen 1933, eine staatlich angeordnete Wahlfälschung 1936 sowie der Ausschluss 
bestimmter Wahlberechtigter (1936: „Juden“ und 1938: Politische „Schutzhäftlinge“) 
markieren dabei augenfällig, wozu das Regime bereit und in der Lage war. 

Während die Reichsregierung und die Verwaltung versuchten, das Bild einer 
„rechtstaatlichen“ Wahl zu zeichnen, bestimmten die NSDAP bzw. ihre Gliederungen und 
Verbände die Wirklichkeit bei den Wahlen. Die Partei ließ durch den „Wahlschleppdienst“ 
der SA die Wahlberechtigten zu Hause aufsuchen und nötigte diese an die Urne zu gehen. Sie 
besetzte bis spätestens 1936 sämtliche Positionen in den Wahllokalen, und die 
Stimmauszählung fand im Laufe der Zeit unter völligem Ausschluss der Öffentlichkeit unter 
Aufsicht der NSDAP statt. Diese konnte so nicht nur Wahlfälschung betreiben, sondern auch 
anhand der Wählerverzeichnisse und Stimmscheinlisten die möglichen Wahlboykotteure 
identifizieren und verfolgen lassen. Die Angst vor der Denunziation als nicht wählender 
„Landesverräter“ und Gerüchte über die Re-Identifizierung der Nichtwähler anhand der 
Wählerverzeichnisse waren Gründe für die sehr hohe Wahlbeteiligung im 
Nationalsozialismus. 

Die soziale Kontrolle vor und im Wahllokal nahm von Abstimmung zu Abstimmung zu und 
erhöhte den Druck mit „Ja“ zu stimmen so sehr, dass von einer „freien“ Wahlentscheidung 
spätestens ab 1936 nicht mehr gesprochen werden kann. 

 

6. Die Wahlergebnisse als Gradmesser für die Integration in die Volksgemeinschaft 

Der sehr schnelle Rückgang der Gegenstimmen im Nationalsozialismus beruhte auf einer 
Mischung aus verstärkter sozialer Kontrolle, der Angst vor möglichen Repressalien, 
geglückter (nationalistischer) Wahlpropaganda, der im Laufe der Zeit zunehmenden 
massenhaften Zufriedenheit über den aufrüstungsbedingten Wirtschaftsaufschwung und der 
Integrationskraft der NS-Volksgemeinschaft.  

Die nationalistische Außenpolitik erfreute sich über die sozialen und politischen Grenzen 
hinaus großer Beliebtheit Auch ein Teil der sonst linken Arbeiterschaft war nationalistisch 
eingestellt, was zusammen mit den oben genannten Faktoren eine hinreichende Erklärung für 
den Erfolg der Nationalsozialisten bei den meisten Abstimmungen sein könnte. Für die 
Mehrheit der „Volksgenossen“ war die NS-Volksgemeinschaft eine „Erfolgs-Gemeinschaft“, 
was sich eben auch in der Zustimmung bei den Urnengängen widerspiegelt. Gerade die 
nationalkonservative Wählerschaft begrüßte den außenpolitischen Kurs des NS-Regimes und 
entzog dem Regime lediglich partiell die Zustimmung. Die Wahlenthaltungen und die Abgabe 
von ungültigen Stimmzetteln belegen dabei keine generelle Gegnerschaft zum NS-Regime, 
sondern zeigen vielmehr den Unmut über die Details des politischen Kurses der 
Nationalsozialisten auf. 



5 
 

7. Die Wahlergebnisse als Gradmesser der Ablehnung des NS-Regimes 

Die Wahlergebnisse erlauben aufgrund ihres Zustandekommens keine exakte Quantifizierung 
der Zustimmung im Nationalsozialismus. Sie sind dagegen als Mindestmaß der 
artikulierbaren Gegenstimmung zu werten, die die Machthaber zulassen mussten. 

Die Wahlanalyse auf Basis der Ergebnisse in den Wahllokalen und der Gemeinden sowie die 
Auswertung der schriftlichen Quellen zeigt: Gefestigte Ideologien, soziale Netzwerke und das 
Vorhandensein eines Gegenmilieus beförderten die Ablehnung bei den Abstimmungen. 
Anhänger der KPD, deutlich schwächer der SPD, die sehr kleine katholische Minderheit und 
regionalspezifisch die dänische Minderheit stellten die Gegenstimmen und Wahlenthaltungen 
in Schleswig-Holstein.  

Qualitativ war es insbesondere das ehemalige kommunistische Wählermilieu sowie (wenn 
auch schwächer) das sozialdemokratisch geprägte Milieu in der verbotenen politischen 
Arbeiterbewegung, welches die Möglichkeiten der Regimegegner mit „Nein“ zu stimmen, 
erhöhte. Dabei griffen die Wahlberechtigten auf alle Möglichkeiten zurück: Sie boykottierten 
die Wahlen, stimmten mit „Nein“ oder machten den Stimmzettel ungültig. 

 

8. Verhaltensoptionen der Wahlberechtigten 

Die Wahlberechtigten, die bei den Abstimmungen im Nationalsozialismus mit „Nein“ 
stimmten, setzten sich einem hohen persönlichen Risiko aus. Sie handelten dabei politisch, 
öffentlich und gegen das NS-Regime gerichtet, was als massiver Dissens mit diesem zu 
werten ist. 

Das mögliche Verhaltensspektrum der Wahlberechtigten war mindestens 1933 und 1934 noch 
so groß, dass die Mutigen unter ihnen bei jeder Abstimmung ihre Ablehnung artikulieren 
konnten, wenn sie denn bereit waren, mögliche negative Konsequenzen zu tragen. 

Im Gegensatz zur Weimarer Republik erforderte es persönlichen Mut, sich in der NS-Diktatur 
– mit dem Unwissen darüber, ob Gegenstimmen zurückverfolgt und das Wahlgeheimnis 
gebrochen werden würde – im Wahllokal mit „Nein“ zu stimmen oder einen ungültigen 
Stimmzettel abzugeben. Das Fehlen dieses Mutes ist aber nicht zwangsläufig als Zustimmung 
zum NS-Regime zu werten, Eine abgegebene Gegenstimme setzte durch ihre 
Veröffentlichung in der Presse ein deutliches Zeichen und - wie die Propaganda der 
Nationalsozialisten zeigte – wurde auch genauso wahrgenommen. Ebenso brauchte es 
persönlichen Mut trotz des „Wahlschleppdienstes“ der SA gar nicht zur Wahl zu gehen bzw. 
sich durch die Ausstellen eines Stimmscheins der sozialen Kontrolle vor Ort zu entziehen. 

Organisierten Widerstand gegen die Abstimmungen in der NS-Diktatur gab es fast 
ausschließlich von der illegalen KPD und schwächer von der SPD. Seitens der dänischen 
Minderheit und der Zeugen Jehovas gab es Wahlenthaltungsaufrufe und auch die Anhänger 
des antisemitischen Tannenbergbundes äußerten bei den Abstimmungen ihren Unmut. Hinzu 
kommen auf individueller Ebene eine Reihe von einzelnen Wahlberechtigten, die die 
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